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gipfelte dann ab 1939 im Zuge psychiatrischer Maßnahmen zur Psychohygiene in der 
Zwangseuthanasie Hundertausender 3.  
 
Eine Weiterführung des Plans, den Lebenshilfemarkt zu monopolisieren, folgte Anfang der 
70er Jahre mit einer Kampagne psychiatrischer Vereinigungen. Diese bewarben 
psychiatrische Konzepte als einzig hilfreiche Methode zur Behandlung geistiger 
Befindlichkeiten4. Parallel befand eine aus den gleichen Leuten bestehende 
„Expertenkommission“, dass die umfassende psychiatrische Versorgung der Bevölkerung 
dringend staatliche Finanzspritzen benötigte 5. Das durchsichtige Konzept, alternative 
Methoden zur Verbesserung der seelischen Befindlichkeit zu vernichten, ging damals nicht 
auf. Dazu mussten erst die etablierten Kirchen gewonnen werden: Die Idee eines 
Lebensbewältigungshilfegesetzes fand Anfang der 80er Jahre Einzug in die Kampagnen 
kirchlicher Sektenbeauftragter gegen sogenannte „Jugendsekten“ 6 und wurde schließlich in 
einer Bundestagskommission zu „so genannten Sekten und Psychogruppen“ (1996-1998) als 
Empfehlung betoniert 7.  
 
Diese „Enquetekommission Sekten und Psychogruppen“ war ihrerseits von Beginn an keine 
neutrale Kommission, sondern eine von staatlichen und kirchlichen Sektenbeauftragten sowie 
den von ihnen errichteten „Betroffeneninitiativen“ beeinflusste Einrichtung. Unter den 
„Experten“ der Kommission fanden sich daher ausgesprochene „Sektengegner“ wie die 
mittlerweile wegen Korruption aufgefallene Hamburger Beauftragte Ursula Caberta, dem 
ehemaligen Mitarbeiter des Bayerischen Innenministeriums Dr. Jürgen Keltsch, dem 
Schleswiger Rechtsanwalt und „Sektengegner“ Abel und diversen Sektenbeauftragten der 
Kirchen wie beispielsweise dem Sektenbeauftragten der evangelischen Kirche in Stuttgart, 
Hans-Jörg Hemminger8.   
 
Sechs Professoren wie der Leiter des Hannah-Arendt-Instituts Dr. Besier, der Tübinger 
Psychologe Birbaumer, der Kölner Staatsrechtler Dr. Kriele, der Staatsphilosoph Lübbe, der 
Kölner Soziologe Dr. Scheuch und der frühere Bundesminister Apel (SPD) warfen der 
Kommission eine ganze Liste von Verstößen vor, darunter: fehlende weltanschauliche 
Neutralität, einseitige Begünstigung und Voreingenommenheit zugunsten der etablierten 
Kirchen gegen ihre weltanschauliche Konkurrenz, den Verstoß gegen das rechtliche Gehör 
bei gleichzeitiger gezielter Indiskretion über Interna an ausgesuchte Journalisten, die gezielte 
Verunglimpfung kleinerer Gemeinschaften in der Öffentlichkeit entgegen den eindeutigen 
Feststellungen von eingeholten Gutachten seitens der Enquete (die wiederum der 
Öffentlichkeit vorenthalten wurden) und letztlich die Errichtung einer kirchlichen Schatten-
Kommission, die parallel mit Teilnehmern der Bundestagskommission tagte, um deren 
Marschrichtung sicher zu stellen 9. 
 
Dass einige der beratenden Experten der Kommission gleichzeitig den beiden Großkirchen als 
Sektenbeauftragte dienten und mit der Forderung eines Lebensbewältigungshilfegesetzes 
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